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Stellungnahme des BUND zum Bebauungsplan Nr. 74 "Wohngebiet Sandleite" der Großen Kreisstadt 
Coswig; Entwurf in der Fassung vom 29. August 2025 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

Der BUND Landesverband Sachsen bedankt sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme im Rahmen des 
Bebauungsplanverfahrens. Wir haben die vorgelegten Unterlagen, insbesondere die Begründung (Stand 
29.08.2025), den Umweltbericht mit Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung (Stand 04.08.2025), den Arten-
schutzbeitrag (Stand 04.08.2025) sowie die textlichen und zeichnerischen Festsetzungen des Entwurfs 
geprüft. 

Der BUND erkennt an, dass die Stadt Coswig umfassende Fachgutachten zum Artenschutz, zur Umwelt-
prüfung und zu weiteren planungsrelevanten Belangen vorgelegt hat. Angesichts der hohen 
ökologischen Wertigkeit der Planfläche ist eine sorgfältige Abwägung zwischen städtebaulichen 
Entwicklungszielen und Naturschutzbelangen unerlässlich. Die nachfolgende Stellungnahme gliedert 
sich nach rechtlicher Verbindlichkeit in drei Kategorien: rechtlich zwingende Anforderungen, fachlich 
gebotene Nachbesserungen und Hinweise zur Verbesserung der Planung. Diese Differenzierung soll der 
Stadt Coswig eine sachgerechte Abwägung ermöglichen. 

I. Fehlende Bedarfsbegründung und mangelnde Erforderlichkeit des Vorhabens 

1. Unzureichende Darlegung der planungsrechtlichen Erforderlichkeit 

Der BUND stellt die Erforderlichkeit des Vorhabens im Sinne des § 1 Abs. 3 BauGB grundsätzlich in 
Frage. Die Begründung zum Bebauungsplan enthält keine quantifizierten Bedarfsnachweise, sondern 
beschränkt sich auf die pauschale Feststellung, dass "seit Jahren ein anhaltender Bedarf an 
Grundstücken für Einfamilienhäuser" bestehe (Begründung, S. 8). Diese Behauptung wird weder durch 
demografische Daten noch durch Verkaufsstatistiken, Wartelisten oder Nachfrageanalysen belegt. 

Nach § 1 Abs. 3 BauGB sind Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauliche 
Entwicklung erforderlich ist. Die Erforderlichkeit bezieht sich dabei nicht nur auf die grundsätzliche 
Eignung einer Fläche für Wohnbebauung, sondern auch auf die Zeitpunktgerechtigkeit der Umsetzung. 
Die bloße Darstellung der Fläche als Wohnbaufläche W7 im rechtswirksamen Flächennutzungsplan 
begründet das "Ob" der baulichen Entwicklung, nicht aber das "Wann". Der Flächennutzungsplan ist ein 
langfristiges Konzept mit einem Zeithorizont von 10 bis 15 Jahren. Für die konkrete Bebauungsplanung 
ist hingegen darzulegen, warum die Umsetzung zum gegenwärtigen Zeitpunkt erforderlich ist – 
insbesondere, wenn, wie im vorliegenden Fall, erhebliche Konflikte mit anderen Belangen bestehen. 
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Die Rechtsprechung hat wiederholt klargestellt, dass das Planungsermessen der Gemeinde nicht unbe-
grenzt ist. Das Bundesverwaltungsgericht fordert eine nachvollziehbare Darlegung der städtebaulichen 
Erforderlichkeit, wenn gewichtige öffentliche Belange der Planung entgegenstehen. Vorliegend sind dies 
insbesondere die Artenschutzbelange: Die Artenschutzgutachten der Stadt selbst dokumentieren das 
Vorkommen einer stabilen Zauneidechsen-Population mit geschätzten 54 bis 90 adulten Tieren auf 
circa einem Hektar Habitatfläche (Artenschutzbeitrag, S. 15), 18 Brutvogelarten, darunter vier mit 
hervorgehobener artenschutzrechtlicher Bedeutung (Neuntöter, Gartenrotschwanz; Artenschutzbeitrag, 
S. 10), sowie eine reproduzierende Amphibienpopulation im Gartenteich (Umweltbericht, S. 23). Die 
Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung beziffert den Kompensationsbedarf mit 86.812 Werteinheiten 
(Umweltbericht, S. 41), was die erhebliche ökologische Bedeutung der Fläche unterstreicht. 

2. Fehlende Datengrundlage für die Abwägung 

Die Stadt Coswig ist nach § 2 Abs. 3 BauGB verpflichtet, für die Abwägung erforderliche Ermittlungen 
über die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung durchzuführen. Dazu gehört auch die Ermittlung 
des tatsächlichen Bedarfs. Die Begründung enthält jedoch keine empirische Grundlage für die Annahme 
eines "anhaltenden Bedarfs". Der BUND bittet daher, im Rahmen der Abwägung die Vorlage folgender 
Daten zur Überprüfung der Erforderlichkeit vorzulegen: 

- Anzahl der von der Stadt Coswig in den Jahren 2022, 2023 und 2024 verkauften Baugrundstücke, 
- durchschnittliche Vermarktungsdauer pro Grundstück, 
- Anzahl registrierter Kaufinteressenten oder Wartelisten, 
- demografische Entwicklung der Stadt Coswig (Zuzug, Fortzug, Haushaltsprognosen), 
- Vergleichsdaten zur Vermarktung vorangegangener Baugebiete in Coswig. 

Diese Informationen sind der Stadt entweder bereits bekannt oder zumutbar zu erheben. Ohne eine 
solche Datengrundlage ist die Behauptung eines "anhaltenden Bedarfs" nicht überprüfbar. Die fehlende 
Datenerhebung trotz erkennbarer Relevanz für die Abwägung stellt ein Ermittlungsdefizit im Sinne des 
§ 214 Abs. 1 Nr. 1 BauGB dar, das die Rechtmäßigkeit des Bebauungsplans gefährdet. 

Die Stadt trägt nach § 1 Abs. 7 BauGB die Abwägungsverantwortung. Dazu gehört die plausible 
Darlegung, auf welcher Grundlage sie ihre planerischen Entscheidungen trifft. Wenn die Stadt die 
Interpretation eines Nachfrageüberhangs zugrunde legt, muss sie dies nachvollziehbar und 
datengestützt begründen. Pauschale Behauptungen genügen nicht. 

3. Vermeidungsgebot bei fehlendem oder unklarem Bedarf 

Nach § 1a Abs. 3 BauGB sind Eingriffe in Natur und Landschaft zu vermeiden. Das Vermeidungsgebot 
greift vorrangig vor Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen. Bei fehlendem oder zumindest unklarem Bedarf 
für die Bebauung ist die Vermeidung durch Verzicht auf das Vorhaben die gebotene Abwägung. Die 
Inanspruchnahme ökologisch wertvoller Flächen – die Gutachten der Stadt dokumentieren eine stabile 
Zauneidechsen-Population, 18 Brutvogelarten, ein Amphibienhabitat sowie strukturreiche Biotope mit 
einem Kompensationsbedarf von über 86.000 Werteinheiten – ist ohne nachgewiesenen Bedarf ein 
vermeidbarer Eingriff. 

Die Begründung verweist darauf, dass es sich um eine "innerstädtische Entwicklung" und "Nachverdich-
tung" handele (Begründung, S. 9). Diese Argumentation greift jedoch zu kurz. Die Artenschutzgutachten 
belegen, dass die Fläche gerade keine "vorbelastete" innerstädtische Brachfläche ist, sondern einen 
funktionalen, strukturreichen Lebensraum mit hoher ökologischer Wertigkeit darstellt. Die Eingriffs-Aus-
gleichs-Bilanzierung weist für das Biotop "Gebüsch frischer Standorte" (2.747 Quadratmeter) erhebliche 
Wertigkeiten aus (Umweltbericht, S. 24-25). § 1a Abs. 2 Satz 2 BauGB fordert, dass 
Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen sind. Ohne nachgewiesenen Bedarf fehlt 
es an dieser Notwendigkeit. 
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Der BUND fordert daher die Stadt auf, die Erforderlichkeit des Vorhabens durch eine nachvollziehbare 
Datengrundlage zu belegen. Sollte dies nicht möglich sein, ist von der Planung Abstand zu nehmen, um 
einen vermeidbaren Eingriff in ökologisch wertvolle Flächen zu verhindern. 

II. Artenschutzrechtliche Konflikte und unzureichende Kompensationsmaßnahmen 

1. Rechtlich zwingende Anforderungen 

1.1 Klärung des Schutzstatus des Gartenteiches nach § 30 BNatSchG 

Der auf dem Flurstück 81/119 gelegene Gartenteich wird in der Biotoptypenkartierung als "Zier- und 
Löschwasserteich" (Biotoptyp 04.06.120) eingestuft und nicht als gesetzlich geschütztes Biotop nach 
§ 30 BNatSchG bewertet (Umweltbericht, S. 22). Diese Einordnung erscheint aus fachlicher Sicht 
zweifelhaft. Der Artenschutzbeitrag dokumentiert für den Gartenteich das Vorkommen von Teichfrosch, 
Teichmolch und Ringelnatter sowie den Nachweis von Larven und Jungtieren (Artenschutzbeitrag, S. 
14), was auf eine funktionale Reproduktionsstätte hindeutet. Nach § 30 Abs. 2 Nr. 1 BNatSchG sind 
naturnahe Bereiche stehender Binnengewässer einschließlich ihrer Ufer und der dazugehörigen 
uferbegleitenden natürlichen oder naturnahen Vegetation gesetzlich geschützt. 

Der BUND fordert daher eine fachgutachterliche Neubewertung des Gartenteiches anhand der Kriterien 
des § 30 BNatSchG. Die Einordnung als "Zierteich" allein aufgrund der Entstehungsgeschichte greift zu 
kurz, wenn sich das Gewässer zu einem naturnahen Lebensraum mit standorttypischer Fauna und Flora 
entwickelt hat. Sollte die gutachterliche Prüfung den Schutzstatus nach § 30 BNatSchG bestätigen, wäre 
die Planung in ihrer derzeitigen Form rechtlich nicht zulässig. Der Abstand der festgesetzten Wohnbau-
fläche zum Gartenteich beträgt lediglich drei Meter (vgl. Rechtsplan). Eine Bebauung in unmittelbarer 
Nähe zu einem geschützten Biotop würde durch Beschattung, Störungen und den Verlust von Pufferzo-
nen die ökologische Funktionsfähigkeit erheblich beeinträchtigen.  

Ohne eine rechtssichere Klärung des Schutzstatus besteht das Risiko, dass der Bebauungsplan an 
einem Verfahrensfehler scheitert. 

Unabhängig vom Schutzstatus des Biotops halten wir eine Vergrößerung der Pufferzone auf mindestens 
10 bis 15 Meter für erforderlich, um den artspezifischen Habitatansprüchen der dokumentierten Arten 
gerecht zu werden und die Funktionsfähigkeit ihrer Fortpflanzungs- und Ruhestätten nach § 44 Abs. 5 
BNatSchG zu sichern. 

1.2 Verbindliche Festsetzung zum dauerhaften Ausschluss von Fischbesatz 

Der Umweltbericht fordert den dauerhaften Ausschluss von Fischbesatz im Gartenteich, um die ökologi-
sche Funktionsfähigkeit als Amphibienlebensraum zu gewährleisten (Umweltbericht, S. 45). Diese 
Forderung ist fachlich zutreffend, da ein Fischbesatz die Reproduktion von Amphibien durch Fraßdruck 
auf Laich und Larven erheblich beeinträchtigen würde. Die Regelung findet sich jedoch nicht als textliche 
Festsetzung im Bebauungsplan, sondern lediglich als Empfehlung im Umweltbericht. 

Der BUND fordert, den dauerhaften Ausschluss von Fischbesatz als textliche Festsetzung in den Bebau-
ungsplan aufzunehmen. Eine entsprechende Festsetzung könnte auf Grundlage des § 9 Abs. 1 Nr. 20 
BauGB (Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft) erfolgen und wie folgt formuliert werden: "Der Gartenteich auf dem Flurstück 81/119 ist als 
Amphibienlebensraum dauerhaft von Fischbesatz freizuhalten." Nur durch eine planungsrechtlich ver-
bindliche Festsetzung ist sichergestellt, dass die ökologische Funktionsfähigkeit des Gartenteiches 
langfristig erhalten bleibt. 
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2. Fachlich gebotene Nachbesserungen 

2.1 Dimensionierung der CEF-Maßnahme für die Zauneidechse 

Die CEF-Maßnahme A1 (vorgezogene Ausgleichsmaßnahme) sieht die Anlage eines 
Ersatzlebensraumes für die Zauneidechse auf dem Flurstück 1040 in Weinböhla mit einer Flächengröße 
von circa 2.250 Quadratmetern vor (Begründung, S. 36; Artenschutzbeitrag, S. 32). Diese Flächengröße 
steht im Widerspruch zur geschätzten Populationsgröße und dem angenommenen Raumanspruch der 
Art. Der Artenschutzbeitrag schätzt die Population auf 54 bis 90 adulte Tiere auf circa einem Hektar 
Habitatfläche (Artenschutzbeitrag, S. 15). Legt man den in der Fachliteratur dokumentierten 
durchschnittlichen Raumanspruch von 100 Quadratmetern pro Tier zugrunde (LaNuK 2025), wären für 
die Population Ersatzflächen zwischen 5.400 und 9.000 Quadratmetern erforderlich. 

Die vorgesehene Ersatzfläche von 2.250 Quadratmetern erscheint damit deutlich unterdimensioniert. 
Es besteht das Risiko, dass die CEF-Maßnahme nicht funktionsfähig ist und damit die 
artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG (Entnahme, Beschädigung 
oder Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten) nicht vermieden werden können. Der BUND 
fordert daher eine von zwei Maßnahmen: 

Entweder ist die Ersatzfläche auf mindestens 5.400 Quadratmeter zu vergrößern, um den geschätzten 
Raumanspruch der Population abzudecken. Dies würde die Suche und Sicherung zusätzlicher Flächen 
in räumlichem Zusammenhang erfordern. Alternativ ist eine belastbare Neubewertung der Populations-
größe durch eine erneute Kartierung mit statistischer Hochrechnung vorzunehmen. Sollte sich die Popu-
lationsgröße als geringer erweisen, könnte die vorgesehene Flächengröße ausreichend sein. Ohne eine 
dieser Nachbesserungen ist die Funktionsfähigkeit der CEF-Maßnahme und damit die artenschutzrecht-
liche Zulässigkeit des Vorhabens nicht gewährleistet. 

2.2 Rechtssichere Sicherung der externen Kompensationsmaßnahmen 

Die Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung sieht drei externe Kompensationsmaßnahmen vor: 
Baumpflanzungen im Plangebiet (M1), die Anlage einer Dornstrauchhecke für den Neuntöter auf dem 
Flurstück 7927 in Brockwitz (M2) und die Entwicklung eines Halbtrockenrasens durch Entbuschung auf 
dem Flurstück 114 in Sörnewitz (M3). Die Maßnahme M3 ist mit 69.780 Werteinheiten die weitaus 
größte Kompensationsmaßnahme und deckt über 80 Prozent des Kompensationsbedarfs ab 
(Umweltbericht, S. 41-42). Die langfristige Pflege und Erfolgskontrolle dieser Maßnahme ist jedoch 
planungsrechtlich nicht gesichert. 

Die textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans benennen die externen Maßnahmen (I.6.7 bis I.6.9), 
enthalten jedoch keine Regelungen zur dauerhaften Pflege, zum Monitoring oder zu 
Sanktionsmechanismen bei Pflegemängeln. Die Flurstücke liegen zudem in anderen Gemeinden 
(Weinböhla, Brockwitz, Sörnewitz), was die Kontrolle und Durchsetzung e rschwert. Die Begründung 
verweist lediglich darauf, dass die Maßnahmen "vor Baubeginn" umzusetzen seien (Begründung, S. 36), 
nicht jedoch auf langfristige Pflegevereinbarungen. 

Der BUND fordert daher den Abschluss öffentlich-rechtlicher Verträge mit den Grundstückseigentümern 
der drei externen Kompensationsflächen. Diese Verträge müssen konkrete Pflegeverpflichtungen (bei-
spielsweise Mahdzeitpunkte, Entbuschungsintervalle), Kontrollintervalle (mindestens alle fünf Jahre) 
und Sanktionsmechanismen bei Pflegemängeln enthalten. Zudem sollten die Maßnahmenflächen 
idealerweise durch Grunddienstbarkeiten nach §§ 1090 ff. BGB dinglich gesichert werden. Ohne eine 
solche rechtssichere Sicherung besteht das Risiko, dass die Maßnahmen nach wenigen Jahren ihre 
ökologische Funktionsfähigkeit verlieren und ein Kompensationsdefizit entsteht, das die 
Rechtmäßigkeit des Bebauungsplans gefährdet. 
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2.3 Verbindliche Festsetzungen zu Klimaschutzmaßnahmen 

Die Begründung enthält Empfehlungen zur Nutzung erneuerbarer Energien (Photovoltaikanlagen) und 
zur Anlage von Gründächern für Nebenanlagen (Begründung, S. 31). Diese Maßnahmen sind jedoch 
nicht als verbindliche Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen worden. Angesichts des 
Klimaschutzkonzepts der Stadt Coswig, das im Juni 2022 vom Stadtrat beschlossen wurde und unter 
anderem den Erhalt von Grünflächen als Kohlenstoffdioxid-Senken fordert, erscheint dieser Verzicht auf 
verbindliche Klimaschutzmaßnahmen widersprüchlich. 

Die Bebauung der Sandleite führt zum dauerhaften Verlust von 1,5 Hektar Grünfläche mit 
Gehölzbestand, der eine Funktion als Kohlenstoffdioxid-Senke erfüllt. Die maximal zulässige 
Versiegelung beträgt bei einer Grundflächenzahl von 0,45 (einschließlich Nebenanlagen nach § 19 Abs. 
4 BauNVO) circa 3.852 Quadratmeter. Dieser Eingriff in das lokale Klimagefüge ist durch bloße 
Empfehlungen zu Klimaschutzmaßnahmen nicht ausreichend kompensiert. 

Der BUND regt daher an, zumindest eine Vorbereitung für Photovoltaikanlagen (statische Auslegung der 
Dächer, Verlegung von Leitungen) als verbindliche Festsetzung aufzunehmen. Eine solche Festsetzung 
wäre auf Grundlage des § 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB (Gebiete, in denen bei der Errichtung von Gebäuden 
bestimmte bauliche Maßnahmen für den Einsatz erneuerbarer Energien getroffen werden müssen) 
rechtlich zulässig und würde die spätere Nutzung erneuerbarer Energien erleichtern, ohne die Bauherren 
zu einer sofortigen Installation zu verpflichten. Ebenso sollte eine Gründachpflicht für Flachdächer auf 
Hauptgebäuden erwogen werden. 

III. Hinweise und Empfehlungen zur Verbesserung der Planung 

3.1 Methodische Lücken in der Brutvogelerfassung 

Die avifaunistische Erfassung im Rahmen des Artenschutzbeitrags umfasste fünf Begehungen 
zwischen dem 30. April und dem 12. Juni 2024 (Artenschutzbeitrag, S. 6-7). Der BUND weist darauf hin, 
dass diese Erfassung methodische Lücken aufweist. Eine Erfassung im März, die für den Nachweis 
frühbrütender Arten wie Buntspecht, Grünspecht, Heckenbraunelle oder Singdrossel erforderlich 
gewesen wäre, fehlt. Zudem dokumentiert die Stellungnahme des NABU Sachsen vom 29. Januar 2025, 
dass am 30. April 2024 "windige Bedingungen" herrschten, was die Erfassungsqualität beeinträchtigt 
haben könnte. Ferner sind die Tageszeiten der Begehungen nicht dokumentiert, was die 
Nachvollziehbarkeit der Erfassung einschränkt. 

Diese methodischen Mängel können zu einer Untererfassung der tatsächlich vorkommenden Brutvogel-
arten geführt haben. Eine Nachkartierung im März 2026 erscheint im aktuellen Verfahrensstand jedoch 
nicht mehr zumutbar, da das Verfahren bereits weit fortgeschritten ist. Der BUND empfiehlt daher, die 
methodischen Einschränkungen in der Begründung transparent zu dokumentieren und im Rahmen der 
ökologischen Baubegleitung auf bislang unentdeckte Brutvorkommen zu achten. Sollten während der 
Bauphase weitere geschützte Arten nachgewiesen werden, sind die Artenschutzmaßnahmen entspre-
chend anzupassen. 

3.2 Vernetzung des Zauneidechsen-Ersatzlebensraums 

Die Stellungnahme des NABU Sachsen weist darauf hin, dass ein räumlicher Zusammenhang des 
Ersatzlebensraums mit dem Habitatverbund entlang der Bahntrasse wünschenswert wäre, um eine 
Isolation der umgesiedelten Population zu vermeiden (NABU-Stellungnahme vom 29.01.2025). Eine 
dauerhafte Vernetzung durch Grünkorridore oder lineare Habitatstrukturen zwischen der Ersatzfläche 
und der Bahntrasse würde die langfristige Überlebensfähigkeit der Population erhöhen. 
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Der BUND ist sich bewusst, dass die Umsetzung einer solchen Vernetzung erhebliche 
Herausforderungen mit sich bringt, insbesondere hinsichtlich der Flächenverfügbarkeit und der 
Abstimmung mit der Deutschen Bahn AG. Der BUND regt daher an, zumindest die Möglichkeit einer 
späteren Vernetzung bei der Unterhaltung und Pflege der Ersatzfläche offen zu halten. Eine vollständige 
Isolation der umgesiedelten Population sollte, soweit möglich, vermieden werden. 

3.3 Umgang mit Bodenaushub 

Die Stellungnahme des Landratsamtes Meißen vom 31. Januar 2025 fordert, dass der sparsame 
Umgang mit Boden beachtet wird und der Umgang mit überschüssigem Bodenaushub geklärt wird 
(Stellungnahme Landratsamt, S. 3). Dieser Hinweis ist bislang weder in der Begründung noch in den 
textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans aufgegriffen worden. 

Der BUND empfiehlt, einen entsprechenden Hinweis in die Begründung oder in die textlichen Festsetzun-
gen aufzunehmen. Eine Formulierung könnte lauten: "Bodenaushub ist nach § 12 BBodSchV zu 
verwerten oder ordnungsgemäß zu entsorgen. Bodenschutzmaßnahmen nach DIN 18915 sind zu 
beachten." Ein solcher Hinweis würde die Einhaltung bodenschutzrechtlicher Vorgaben erleichtern und 
zur Vermeidung unnötiger Bodenversiegelungen beitragen. 

IV. Zusammenfassende Bewertung 

Der BUND stellt zusammenfassend fest, dass die Planung in mehreren zentralen Punkten erhebliche 
Defizite aufweist. Die Erforderlichkeit des Vorhabens im Sinne des § 1 Abs. 3 BauGB ist mangels nach-
vollziehbarer Bedarfsbegründung nicht gegeben. Die Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB ist fehlerhaft, 
da die Abwägungsgrundlagen nicht ordnungsgemäß ermittelt wurden (§ 2 Abs. 3 BauGB). Bei 
fehlendem oder zumindest unklarem Bedarf ist der Eingriff in ökologisch wertvolle Flächen durch 
Verzicht auf das Vorhaben zu vermeiden (§ 1a Abs. 3 BauGB). 

Darüber hinaus bestehen erhebliche artenschutzrechtliche Konflikte, die durch die vorgesehenen Maß-
nahmen nicht vollständig gelöst werden. Die Dimensionierung der CEF-Maßnahme für die Zauneidechse 
erscheint unzureichend, der Schutzstatus des Gartenteiches ist nicht abschließend geklärt, und die lang-
fristige Sicherung der externen Kompensationsmaßnahmen ist nicht gewährleistet. Ohne 
Nachbesserungen in diesen Punkten besteht das Risiko, dass der Bebauungsplan an Verfahrensfehlern 
oder an der Nichteinhaltung artenschutzrechtlicher Anforderungen scheitert. 

Der BUND fordert die Stadt Coswig auf, die benannten Defizite im weiteren Verfahren zu beheben. Sollte 
die Stadt nicht in der Lage sein, die Erforderlichkeit des Vorhabens durch eine nachvollziehbare Daten-
grundlage zu belegen, ist von der Planung Abstand zu nehmen oder diese zumindest vorerst 
auszusetzen. Bei Umsetzung der Planung sind die rechtlich zwingenden Anforderungen (Klärung des 
Schutzstatus des Gartenteiches, verbindliche Festsetzung zum Ausschluss von Fischbesatz) sowie die 
fachlich gebotenen Nachbesserungen (Dimensionierung der CEF-Maßnahme, Sicherung der externen 
Kompensation) umzusetzen. 

Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


